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Informationen  Stand: 17.01.2022 

für Schüler und Studenten  

aus Drittstaaten sowie EU/EFTA-Ländern 
 

1. Studenten aus Drittstaaten 

Studenten aus Drittstaaten haben via Schweizer 

Vertretung ein Einreisegesuch zu stellen. 

1Studentinnen und Studenten, für welche die Vi-

sumspflicht besteht und die ohne entsprechendes 

Studentenvisum in die Schweiz einreisen, haben 

damit zu rechnen, für die Antragsstellung in ihr Hei-

matland zurückreisen zu müssen. 

Dem Gesuch bei der Schweizer Vertretung sind fol-

gende Unterlagen beizulegen: 

- Kopie des Reisepasses 

- Mietvertrag 

- Nachweis der Krankenversicherung 

- Nachweis der finanziellen Mittel (Unterstüt-

zungszahlungen, Kontoauszüge) 

- Studienprogramm 

- Bestätigung der Schulleitung, resp. Immatriku-

lationsbestätigung 

- Schilderungen betreffend familiärer Situation; 

bisherige Ausbildungen und Wiederausreise-

verpflichtung 

 

Das Gesetz nennt die Voraussetzungen zur Zulas-

sung für eine Aus- oder Weiterbildung. Gemäss Art. 

27 AIG2 sowie Art. 23 ff. VZAE3 kann für Schüler 

und Studierende eine Bewilligung erteilt werden, 

wenn: 

- die Schulleitung bestätigt hat, dass die Aus- 

 oder Weiterbildung aufgenommen werden 

kann; 

                                                
1 Mit Ausnahme von Anträgen von Studenten aus Japan, Malaysia, Neuseeland und 
Singapur. 

- eine bedarfsgerechte Unterkunft zur Verfügung 

steht; 

- die notwendigen finanziellen Mittel vorhanden 

sind und 

- die persönlichen und bildungsmässigen  

Voraussetzungen für die vorgesehene Aus-  

oder Weiterbildung erfüllt sind. 

 

Bei Minderjährigen muss zudem die Betreuung si-

chergestellt sein. 

Die persönlichen Voraussetzungen sind namentlich 

erfüllt, wenn keine früheren Aufenthalte und Ge-

suchsverfahren oder keine anderen Umstände da-

rauf hinweisen, dass die angestrebte Aus- oder 

Weiterbildung lediglich dazu dient, die allgemeinen 

Vorschriften über die Zulassung und den Aufenthalt 

von Ausländerinnen und Ausländern zu umgehen. 

Aus- oder Weiterbildungen werden in der Regel für 

längstens acht Jahre bewilligt. 

 

2. Was bedeutet „genügend finanzielle Mittel“ 

Die notwendigen finanziellen Mittel für eine Aus- 

und Weiterbildung können namentlich belegt wer-

den durch: 

a. eine Verpflichtungserklärung sowie einen Ein-

kommens- und Vermögensnachweis einer zah-

lungsfähigen Person mit Wohnsitz in der 

Schweiz; Ausländerinnen und Ausländer müs-

sen eine Aufenthalts- oder Niederlassungsbe-

willigung besitzen; 

 

2 Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration 
(AIG) 
3 Verordnung über die Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE) 
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b. die Bestätigung einer in der Schweiz zugelas-

senen Bank über ausreichende Vermögens-

werte der Gesuchstellerin oder des Gesuchstel-

lers; 

 

c. die verbindliche Zusicherung von ausreichen-

den Stipendien oder Ausbildungsdarlehen. 

 

Der Aufenthalt als Schüler/Student berechtigt nicht 

zum Bezug von Sozialhilfegeldern.  

 

3. Austauschschüler 

Gesuche für Austauschschüler können bewilligt 

werden, wenn sie durch eine anerkannte Jugendor-

ganisation (bspw: Youth For Understandig YFU in 

Bern oder AFS Interkulturelle Programme in Zürich) 

eingereicht werden. 

 

4. Bewilligung und Verlängerung 

Die Migrationsbehörde erteilt Aufenthaltsbewilligun-

gen (B-Ausweis) für Schüler/Studenten in der 

Schweiz, wenn die entsprechenden Voraussetzun-

gen als erfüllt betrachtet werden sowie bei Studien-

aufenthalten, wenn die Institution grundsätzlich ei-

nen anerkannten Titel vermittelt (Diplom). 

Gemäss Art. 23 Abs. 3 VZAE wird nur eine einma-

lige Aus- resp. Weiterbildung und grundsätzlich 

keine Studienwechsel bewilligt. Die Ausbildung darf 

längstens 8 Jahre dauern. 

 

 

 

5. Erwerbstätigkeit für Drittstaatsangehörige 

Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ist für Dritt-

staatsangehörige bewilligungspflichtig (max. 15 

Wochenstunden Erwerbstätigkeit erlaubt). Zustän-

dig für die Bewilligung ist die Migrationsbehörde des 

Einsatzkantons. Die Erwerbstätigkeit darf erst auf-

genommen werden, wenn die entsprechende Bewil-

ligung zum Stellenantritt vorliegt. Stellenwechsel 

sind bewilligungspflichtig. Die Aufnahme der Er-

werbstätigkeit ist frühestens 6 Monate nach Stu-

dienbeginn möglich. 

6. Studenten aus dem EU/EFTA-Raum 

Gemäss den Art. 2 und 24 des Anhang I FZA4 sowie 

der Art. 16-20 VEP5 haben Personen aus EU-Län-

dern das Recht, sich in einem anderen Vertrags-

staat aufzuhalten, sofern sie über genügend finan-

zielle Mittel verfügen und umfassend gegen Krank-

heit und Unfall versichert sind. 

 

Um zum Studium zugelassen zu werden, müssen 

sich Studierende vor Aufnahme des Studiums bei 

ihrer Wohnsitzgemeinde anmelden. Dabei sind fol-

gende Formulare einzureichen: 

 

- Aufenthaltsgesuch Nichterwerbstätige 

- Nachweis über Krankenversicherung 

- Nachweis über genügend finanzielle Mittel 

- Bestätigung der Schulleitung, resp. Immatriku-

lationsbestätigung 

 

Studenten aus EU/EFTA-Staaten sind grundsätz-

lich berechtigt, bis zu 15 Wochenstunden einer Er-

werbstätigkeit nachzugehen

 

                                                
4 Freizügigkeitsabkommen zwischen den EU-Staaten und der Schweiz; SR 
0.142.112.681 

5 Verordnung über die Einführung des freien Personenverkehrs; SR 142.203 


